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Dienstag,

Fabian Renz

Wer regelmässig Medikamente
gegen Entzündungen, Allergien
und andere kleinere Leiden ein-
nimmt, dem drohen bald höhere
Kosten. Grund dafür ist eine Re-
form der Heilmittelpreise, die
SP-Gesundheitsminister Alain

Berset demnächst dem Gesamt-
bundesrat vorlegenwill.

Das Ziel der Reform ist es ei-
gentlich, die Kosten zulasten der
Krankenversicherung insgesamt
zu senken. Im heutigen System
habendieApotheken ein finanzi-
elles Interesse, teureOriginalprä-
parate statt günstigerGenerika zu

verkaufen – diesen Fehlanreiz
will Berset nunmindern.Bei sehr
teurenArzneien sollen die Preise
denn auch sinken. Doch für re-
zeptpflichtige Medikamente, die
heute nur wenig kosten, haben
die Pläne einenparadoxenEffekt:
Sie würden allesamt teurer. Der
Krankenkassenverband Santé-

suisse hat für gewisse Nasen-
sprays,VaginalcremesundSchlaf-
mittel, die in der Apotheke der-
zeit um die 20 Franken kosten,
einen Preisaufschlag von fast
50 Prozent errechnet.

Mehr als die Hälfte der Medi-
kamentewerde teurer, sagt Chris-
tophKilchenmann, stellvertreten-

derDirektorvon Santésuisse.Der
Verband lehnt die Reform ab.
Viele andere akzeptierendenVor-
schlag hingegen als Kompromiss,
darunter auch Curafutura, die
zweite Dachorganisation der
Krankenkassen. Die Regierung
kanndie Reform in eigenerKom-
petenz beschliessen. Seite 4

Nasenspray und Schlafmittel
könnten bald viel mehr kosten
Heilmittelpreise Eigentlich will Gesundheitsminister Alain Berset Kosten senken. Für rezeptpflichtige
Medikamente, die wenig kosten, hat die geplante Reform aber einen paradoxen Effekt.

«Extreme
Situationen
verlangen
nach lästigen
Medien.»
Fabian Renz
Der Redaktor erklärt, warum
die Medien geheime Pläne
der Regierung schon im Vorfeld zu
ermitteln versuchen. Seite 2, 5

Kommentare & Analysen

Energie Ein Gas-Solidaritätsab-
kommen zwischen Deutschland
und der Schweiz wird es nur zu-
sammen mit Italien geben. Das
geht aus einem Treffen der bei-
den Länder amWEF hervor. Für
Deutschland biete sich an, ein tri-
lateralesAbkommenabzuschlies-
sen, sagte Vizekanzler undWirt-
schaftsminister Robert Habeck
nach einemTreffenmit denBun-
desrätenGuyParmelinundAlbert
Rösti.Rösti zeigteVerständnis für
die Forderung. (sda) Seite 9

Die Schweiz
braucht Italien

Dnipro Nach dem russischenAn-
griff auf ein Wohnhaus in der
ukrainischen StadtDnipro haben
Rettungskräfte gestern weitere
Leichen aus den Trümmern ge-
borgen. Die Zahl der Toten stieg
aufmindestens 40, darunter drei
Kinder. Derweil ist Andrei Med-
wedew, Ex-Kommandant der
russischenWagner-Truppen, of-
fenbardie Flucht nachNorwegen
gelungen. (afp/red) Seite 6, 7

Zahl der Toten
steigt auf über 40

Ideale Ablenkung
Etwas Besseres als
Bidens Affäre um
Geheimakten konnte
denRepublikanern
kaumpassieren.
12

Letzte Staffel
Dieter Bohlen kehrt zu
«Deutschland sucht
denSuperstar»
zurück. ZumAbschied
gibt er sich zahm.
35

Gina Lollobrigida
«La Lollo»wurde
in ddden 50er-Jahren
zummmWeltstar und
Seeexsymbol. Jetzt
ist sssie gestorben.
33

Politik «Sichwehren ist besseralsdie andereBackehinhalten»,sind sichdieKandidierenden für
denRegierungsrat beimTamedia-WahlpodiummitTA-ChefredaktorMarioStäuble (2.v.l.) einig:
MarioFehr,PeterGrünenfelder, JacquelineFehrundMartinNeukom(v.l.n.r.) . (red) Seite 16 Foto: Urs Jaudas

Engagierte und
humorvolleWahldebatte

DieWelt eines
Reichsbürgers
Erst bedrohte er
dasBündner
Konkursamt, dann
floh ernachUngarn.
Seite 3

Beschimpft
undbedroht
Viele Lehrkräfte
erleben in ihrem
AlltagGewalt – vor
allemdurchEltern.
Seite 4

AmHaustier
vergangen
Drei Fälle von
Zoophilie und ihre
schlimmenFolgen.
Seite 38

Mafiaboss
festgenommen
MatteoMessina
Denarowar 30 Jahre
lang untergetaucht.
Seite 8

Zürich Ab Donnerstag bringt der
Kanton auf dem Areal der ehe-
maligen Polizeikaserne bis zu
300 Geflüchtete unter. Das kün-
digte Regierungsrat Mario Fehr
(parteilos) gestern an einerMedi-
enkonferenz an. Mit dem neuen
kantonalenDurchgangszentrum
sollen Kapazitätsengpässe im
Asylbereich entschärft werden.
Die Flüchtlinge dürfen jederzeit
ein und aus gehen. (red) Seite 15

Alte Kaserne wird
zur Asylunterkunft
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Fabian Renz

Erkältungen, Kopfweh, Schlaf-
losigkeit:Viele kleine Leidenkön-
nen den Alltag beeinträchtigen.
Entsprechend gross ist derMarkt
fürMedikamente,die hierAbhilfe
oder zumindest Linderung ver-
schaffen sollen. Wer aber regel-
mässig solche Arzneien ein-
nimmt,demdroht bald einLeiden
an anderer Stelle: im Portemon-
naie nämlich.

Grund dafür ist eine von Ge-
sundheitsminister Alain Berset
(SP) geplante Reform der Medi-
kamentenpreise.Deren Ziel ist es
eigentlich, dass die Kosten insge-
samt sinken.Tatsächlichwürden
viele Rezepturen aus dem Hoch-
preissegment mit Bersets Vor-
schlägen günstiger. Für Medi-
kamente, die nur wenig kosten,
hätte die Reformaberparadoxer-
weise den gegenteiligen Effekt.

So setzen sich die Preise
zusammen
Dieser kommt durch die kom-
plexe politische Formel zustande,
die denPreis einerPillenschachtel
bestimmt. Der Betrag, denwir in
der Apotheke für eine Packung
Heilmittel bezahlen, setzt sich aus
mehreren Komponenten zu-
sammen.Dawäre einmal der Fa-
brikabgabepreis – jener Betrag,
den die Hersteller für das Medi-
kament verlangen.Weil die Apo-
theke und andereGliederderLie-
ferkette amVerkaufmitverdienen
wollen, werden darüber hinaus
bestimmte,genau festgelegte Zu-
schläge erhoben.Bei rezeptpflich-
tigen Arzneien gilt dabei die Re-
gel: Je höher der Fabrikabgabe-
preis, desto höher sind auch die
Zuschläge. FürdieApotheken be-
steht damit einAnreiz,möglichst
teureMedikamente zuverkaufen.

Hier sieht Bersets Departe-
ment nun einen heiklen Eingriff
vor.Eswill die KoppelungderZu-
schläge an den Fabrikpreis lo-
ckern, damit die Händler auch
vermehrt günstige Generika statt
teure Originalpräparate verkau-
fen. Doch für Medikamente mit

einem Fabrikpreis von unter 15
Franken hat die ReformausKon-
sumentensicht negative Folgen:
Die neudefiniertenZuschläge lie-
gen in dieserPreisklasse allesamt
höher als die heutigen.

GlaubtmandenBefürwortern
der Reform, sind die Auswirkun-
gen nicht dramatisch. Günstige
Medikamente «würden nur mo-
derat teurer», erklärte Pius Zän-
gerle, Direktor des Krankenkas-
senverbands Curafutura, letzte
Woche in einem Interviewmit der
«Aargauer Zeitung». «Für wich-
tige rezeptpflichtige schmerzlin-
dernde Medikamente bezahlen
Sie heute fünf, sechs Franken –
und nachher sind es sieben, acht
Franken», so Zängerle. «Das ist
vertretbar.»

Santésuisse, der andere grosse
Kassenverband, kommt aller-
dings zu ganz anderenSchlüssen.
«BeimanchenMedikamenten er-
hält der Handel fast doppelt so
viel wie heute», sagt der stell-
vertretende Direktor Christoph
Kilchenmann.Mehrals dieHälfte
aller Medikamente würden teu-
rer. «Besonders stark ist derAuf-
schlag bei Präparaten mit einem
Fabrikabgabepreis von 8 bis
11 Franken», so Kilchenmann. Er
nennt einige Beispiele:
— Der Nasenspray Avamys (ge-
genEntzündungenundAllergien)
kostet in der Apotheke inklusive
aller Zuschläge heute 19.55 Fran-
ken.Neuwären es 27.15 Franken.
— Die Vaginalcreme Oestro Gy-
naedron ist heute für 19.25 Fran-

ken erhältlich. Hier stiege der
Preis auf 26.85 Franken.
— Für eine Packung des Schlaf-
mittels Dormicum müsste man
künftig 27.90 statt wie bisher
20.35 Franken zahlen.

«Positive Effekte der Reform
werden zunichte gemacht»
Kilchenmann anerkennt,dass die
Reformpositive Folgen hätte.Vor
allem die sehr teuren Arzneien
würden teils günstiger. Dennoch
lehnt Santésuisse Bersets Pläne
ab. «Wir sehen bei den Medika-
menten ein Sparpotenzial von
400 Millionen Franken. Das
würde die Prämienzahlenden
echt entlasten», so Kilchenmann.
«Mit dieser Reform sparen wir
vielleicht ein Zehntel. Die hohen

Zuschläge im Tiefpreissegment
machen den Effekt weitgehend
zunichte.» In ersterLinie treffe es
aber die Konsumentinnen und
Konsumenten, betont Kilchen-
mann.«DennwegenSelbstbehalt
und Franchisemüssen sie genau
jene Medikamente, die nun teu-
rer werden, in der Regel aus der
eigenen Tasche bezahlen.»

Widerstand geht nicht nurvon
Santésuisse aus. Die Stiftung für
Konsumentenschutz undderwel-
scheKonsumentenverbandFédé-
ration romande des consom-
mateurs sind wegen des Preis-
anstiegs bei den günstigen
Medikamenten ebenfalls kritisch.

Berset ist dem Vernehmen
nach aber entschlossen, die Vor-
schläge bald demBundesratskol-

legiumvorzulegen. In seinemDe-
partement verweist man darauf,
dass das Projekt von einer brei-
tenAllianz unterstütztwird.Dazu
zählennebenCurafutura auchdie
führendenVerbände der Spitäler
(K+), der Apotheken (Interphar-
ma) und der Ärztinnen und Ärz-
te (FMH).DerBundesrat kanndie
Reform in eigenerKompetenz be-
schliessen, da er hierzu lediglich
eineVerordnung anpassenmuss.

Rezeptfreie Mittel sind
nicht betroffen
Betroffen davon sind nur Medi-
kamente, für die es ein ärztliches
Rezept braucht. BeiArzneien, die
ohneRezept erhältlich sind,wird
sichvorerst nichts ändern.Deren
Preis für die Käuferin in derApo-
theke kommt durch eine andere
Formel zustande: Auf dem ur-
sprünglichen Fabrikabgabepreis
wird einheitlich ein Zuschlagvon
80 Prozent erhoben, der die
Marge derHändlergewährleisten
soll. Politisch ist diesvielweniger
umstritten,weil nur ein sehrklei-
ner Teil dieserMedikamente von
der Krankenkasse bezahlt wird.
Man lässt hier also weitgehend
denMarkt spielen.Bei den rezept-
pflichtigen Präparaten hingegen
sinddie Prämienzahlerinnenund
-zahler – und somit die Allge-
meinheit – viel stärker in die Fi-
nanzierung involviert.

Reformen in diesem Bereich
gehörten zu den schwierigsten
Übungen im Gesundheitswesen.
Das beschriebene Ringen umdie
Margen derHändler istTeil eines
umfassenderenPlansBersets,die
Arzneimittelkosten zu senken.
Die zahlreichen Bestandteile sei-
nes Reformpakets sind aus diver-
sen Gründen bei fast allen Inter-
essengruppen umstritten.

Berset dürfte schon froh sein,
dass sichwenigstens eine Hand-
voll namhafter Verbände hinter
den neuen Margenvorschlag
stellt.Auchwenndas fürdie Kon-
sumenten bedeutet, dass sie für
ein günstiges Medikament künf-
tig wesentlich mehr bezahlen
müssen als heute.

GünstigeMedikamente werden deutlich teurer
Umstrittene Sparmassnahme Gesundheitsminister Alain Berset will mit einer Reform bei Arzneimitteln die Kosten senken.
Doch diese treibt den Preis von einfachen Mitteln wie Nasensprays oder Schlaftabletten kräftig an.

Für Apotheken ist es lukrativ, möglichst teure Arznei zu verkaufen – die Reform soll das ändern: Amavita-Filiale in Zürich. Foto: Christian Beutler (Keystone)

«Mirwurde von einemVater an-
gedroht, dass er und sein Bruder
vorbeikommen und im Kinder-
garten für ‹Ordnung sorgenwür-
den›, da ich meinen Job nicht im
Griff hätte und sein Junge dar-
unter leide. Ich sollemich inAcht
nehmen und aufpassen.»

«DerVater einerSchülerinver-
sperrtemirdenAusgang aus dem
Klassenzimmer,nachdem ich das
Gespräch zum Lernbericht hatte
abbrechenmüssen,weilmich der
Vater als Diktator, Teufel und
Satan beschimpft hatte.»

Es sind nur zwei Beispiele von
vielen: Zwei von drei Lehrerin-
nen und Lehrern in der Schweiz
haben in den vergangenen fünf
Jahren mindestens einmal Ge-
walt erlebt – sie wurden ge-
mobbt, beleidigt oder sogar ge-
schlagen. Am häufigsten, näm-
lich in 36 Prozent der Fälle, geht
die Gewalt von Erziehungsbe-
rechtigten aus. Von Eltern, die
das Gefühl haben, ihr Kind wer-
de ungerecht oder grundsätzlich

schlecht behandelt, die beim
Übertrittsgespräch ausfälligwer-
den, weil sie mit der Einteilung
ihrer Tochter oder ihres Sohnes
nicht einverstanden sind.

Das zeigt eine repräsentative
Studie des Lehrerinnen- und
Lehrerverbands Schweiz (LCH),
die gestern vorgestellt wurde.
An der Umfrage, die das Sozial-
forschungsbüro Brägger 2022 für
den LCH durchgeführt hat, nah-
men 6700 Lehrkräfte und ande-
re Fachpersonen aller Schulen
aus der Deutschschweiz teil. Da
es das erste Mal ist, dass diese
Daten flächendeckend erhoben
werden, lassen sich keineAussa-
gen zur Entwicklung der Gewalt
machen.

Die Studie legt den Fokus auf
vier Formen von Gewalt:
— Physische Gewalt: Lehrkräfte
werden beispielsweise gebissen,
geschubst, geschlagen oder an
den Haaren gerissen.
— Psychische Gewalt: Lehrkräf-
te werden beispielsweise belei-

digt, beschimpft, bedroht oder
eingeschüchtert.
— Sexuelle Gewalt: Lehrkräfte
müssen sich anzügliche Sprüche
anhören, werden angemacht
oder auch handgreiflich sexuell
belästigt.
— Gewalt gegen Eigentum:
Lehrkräften wird zum Beispiel
das Auto beschädigt.

Extreme Formenvon Gewaltwie
Körperverletzung, sexuelle Über-
griffe oder Angriffe mit Stich-
und Schusswaffen sind sehr sel-
ten. «Bei uns herrschen zum
Glück keine amerikanischenVer-
hältnisse», sagt LCH-Präsidentin
Dagmar Rösler. Die Situation
sei dennoch besorgniserregend,
man dürfe die Fälle nicht baga-
tellisieren.

Tatsächlich zeigt sich die Ge-
walt vor allem in subtilen For-
men. Am häufigsten kommen
Beleidigungen,Beschimpfungen,
Bedrohungen und Einschüchte-
rungen vor, die nicht ohne Fol-
gen bleiben: Betroffene seien oft
über einen längeren Zeitraum
emotional belastet, sagt Studi-
enleiterin Martina Brägger.

Nach den Eltern sind die
Schülerinnen und Schüler die
häufigstenAggressoren. 35 Pro-
zent der Befragten geben an, in
der eigenen Klasse Gewalt erlebt
zu haben. In einem von fünf
Fällen handelt es sich ummünd-

liche Beleidigungen oder Be-
schimpfungen. Eine von zehn
Lehrpersonen berichtet von phy-
sischenAngriffen, die jedoch kei-
nenArztbesuch zur Folge hatten.
Diese finden am häufigsten in
Sonderschulen (54 Prozent) und
im Kindergarten (34 Prozent)
statt und nehmenmit steigender
Schulstufe kontinuierlich ab.

Dachverband fordert
Ombudsstellen
Die Umstellung auf den Lehrplan
21 hat dazu geführt, dass viele
Kinder bereits mit vier Jahren in
den Kindergarten kommen. Die
Frustrationstoleranz der Kinder
sei in diesem Alter noch gering,
sagt LCH-Präsidentin Rösler. Die
meistenVorfälle können zeitnah
geklärt werden, und die Schul-
leitungen wirken mehrheitlich
unterstützend.

Anders sieht dies in Fällen
aus, in denen die Gewalt vonAr-
beitskollegen oder Vorgesetzten
ausgeht. Dies kommt zwar selte-

ner vor (15 und 11 Prozent), hat
aber stärkereAuswirkungen.Der
Leidensdruck ist oft so gross,
dass Lehrerinnen und Lehrer die
Schulewechseln, den Beruf auf-
geben oder krankgeschrieben
werden.Rund 43 Prozent derBe-
troffenenwaren nach einemGe-
waltvorfall mental und emotio-
nal belastet und fühlten sich von
der Schulleitung alleingelassen.

Umdies zuvermeiden, fordert
der LCH unabhängige Ombuds-
stellen. Solche gibt es nur in ein-
zelnen Kantonen, wie etwa in
Zürich, imAargau oder in Basel-
Stadt. Auch müssten flächen-
deckend niederschwellige Bera-
tungs- undMediationsangebote
geschaffen werden. Zudem sol-
len unter anderem alle Schulen
Interventions- und Krisenkon-
zepte erarbeiten, und Lehrper-
sonen müssten im Konfliktma-
nagement oder im Umgang mit
Cybermobbing geschultwerden.

Alessandra Paone

Zwei von drei Lehrkräften werden beschimpft oder geschlagen – von Eltern
Aggressives Verhalten Erstmals zeigt eine Studie, dass Gewalt gegen Lehrkräfte ein weitverbreitetes Problem ist.

«Ichmusste
das Gespräch
abbrechen, weil
mich der Vater als
Diktator und Teufel
beschimpfte.»

Anonyme Aussage
einer Lehrperson
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Nina Fargahi und Stefan Häne

Alain Berset ist in Bedrängnis ge-
raten. Undwas sagt das SP-Füh-
rungsduo zur jüngsten Kontro-
verse um seinen Bundesrat?
Nichts. Co-Präsidentin Mattea
Meyerverweist fürAuskünfte auf
Nationalrat Fabian Molina, der
Mitglied der parlamentarischen
Geschäftsprüfungskommission
(GPK) ist. Dieser sagt: «Bei lau-
fenden Strafverfahren müssen
wir abwarten, was heraus-
kommt.» Von einer Corona-
Standleitung von Bersets Vor
zimmer zum Ringier-Chef Marc
Walder habe er keine Kenntnis.
Aber: «Sollte es zu Amtsgeheim-
nisverletzungen gekommen sein,
wäre dasnatürlich sehrschlecht.»

Weiter sagtMolina, die SPun-
terstütze dieUntersuchung zu In-
diskretionen aus demBundesrat,
die in derGPKohnehin bereits am
Laufen sei. «Wir möchten, dass
auchdieserFall sauberaufgeklärt
wird.» Für den Nationalrat ist
klar, dass dieser Fall für die poli-
tischenGegnerinnenundGegner
ein «gefundenes Fressen» sei.

«Blick»-Chefetage bestreitet
Existenz einer Standleitung
Bundesrat Berset sei in der Ver-
gangenheit bereits dreimal ein
Fehlverhalten vorgeworfen wor-
den. Zu Unrecht, findet Molina.
Weder vom «Lonza-Debakel»
noch von der «Erpressungsaffä-
re» oder der Privatflug-Panne in
Frankreich sei am Schluss ein
Fehlverhalten übrig geblieben.
Es scheint, als wollte die SP die
Hunde bellen lassen, bis man
mehrweiss.

Einer der «bellenden Hunde»
ist SVP-Nationalrat Alfred Heer.
Für den Zürcher ist bereits jetzt
klar: «Bundesrat Bersetmuss zu-
rücktreten.» Allerdings steht er
mit dieser Forderung ziemlich
einsam da – wohl nicht zuletzt,
weil die «Blick»-Chefetage be-
streitet, dass ihr Blatt während

der Corona-Pandemie von einer
Standleitung ins Vorzimmer von
Berset profitiert habe.

Die Parteispitzen jedenfalls
üben sich in Zurückhaltung.
Selbst SVP-PräsidentMarcoChie-
sa fordert lediglich «eine lücken-

lose Aufklärung» und kritisiert:
«Dieser Vorfall untergräbt die
Glaubwürdigkeit derMedienwie
auch von Bundesrat Berset.»

Vorsichtig klingt es auch bei
GLP-Präsident Jürg Grossen:
«Rücktrittsforderungen sindver-

früht, die Untersuchungen lau-
fen,wir sollten derenResultat ab-
warten.» Grundsätzlich seien In-
diskretionen zwischen Medien
undPolitik zuverhindern.Wie er
selbst mit den Medien umgeht?
«Selbstverständlich spreche ich

mit Journalistinnen und Journa-
listen über alles Mögliche. Aber
vertrauliche Informationen oder
solche, die unter das Kommissi-
onsgeheimnis fallen, gebe ich
konsequent nicht oder nur mit
Sperrfrist weiter. Bis jetzt hatte
ich noch nie einen Fall, in dem
sich die Medien nicht an unsere
Abmachungen gehalten haben.»

«Bundesrat als Institution
ist in der Krise»
Auch aus der FDP-Parteileitung
sind keineRücktrittsforderungen
zu hören.Es sei aber ein «ernstes
Problem»,wenn die Vertraulich-
keit bundesrätlicher Unterlagen
nicht gewährleistet sei, sagtVize-
präsident Andri Silberschmidt.
Auch gehe die Wahrscheinlich-
keit, dass Berset nichts von den
Indiskretionen gewusst habe, ge-
gen null. «Es gilt, die Resultate
der GPK-Arbeit abzuwarten.»

Berset wird nun dem Parla-
ment Rede und Antwort stehen
müssen. Ständerat Werner Salz-
mann (SVP) hat angekündigt,
dass die ständerätliche GPK ihn
zu einer Anhörung einladen

werde. Im 13-köpfigen Gremium
wirkt auch Thierry Burkart mit.
DerFDP-Präsidentwill sich nicht
äussern, da er als GPK-Mitglied
womöglich Teil der parlamenta-
rischenAufarbeitung seinwerde.
Mitte-Präsident Gerhard Pfister
verzichtet ebenfalls auf eine Stel-
lungnahme: «Für mich sind zu
viele Fragen offen.»

Der Parteichef der Grünen,
BalthasarGlättli,meint: «DieGPK
soll sichdamit befassenund rasch
entscheiden,wie dieVorfällewei-
ter untersucht werden.» Dass es
sich um eine «systematische
Amtsgeheimnisverletzung»han-
delt, erachtet Glättli als «falsch
und inakzeptabel». Er sagt aber:
«DerBundesrat als Institution ist
in derKrise,das gegenseitigeVer-
trauen fehlt offensichtlich.»

Gestern hat sich schliesslich
doch noch ein Mitglied des SP-
Präsidiums zudenVorwürfen ge-
äussert: Juso-Präsident Nicola
Siegrist sagte im Schweizer Ra-
dio,Berset tue gut daran, sich den
Vorwürfen zu stellen und füreine
Klärung mit der Justiz und der
Aufsicht zusammenzuarbeiten.

Soll Alain Berset zurücktreten?
Reaktionen auf Corona-Lecks Hat der Gesundheitsminister über seinen früheren Kommunikationschef die Ringier-Berichterstattung
beeinflusst oder zumindest von den Indiskretionen gewusst? Die Parteispitzen reagieren unterschiedlich auf die Affäre.

Ab der ersten Pandemiewelle
bestand zwischen der Spitze des
Departements von Gesundheits-
ministerAlainBerset undderLei-
tungdesRingier-Verlags («Blick»,
«SonntagsBlick», «Schweizer Il-
lustrierte») ein reger Informati-
onsaustausch. Es steht der Vor-
wurf im Raum, dass damit die
Corona-Politik des Bundesrates
beeinflusstwerden sollte.Hierdie
wichtigsten Akteure und ihre
Rolle in der amWochenende pu-
blik gewordenen Affäre:

—Peter Lauener
Der frühereKommunikationschef
Bersets soll während der Pande-
mie Dreh- und Angelpunkt des
Informationsflusses vom Innen-
departement zum Medienkon-
zern gewesen sein. Mehr als 180
Kommunikationsvorgänge soll es
nach bisherigen Erkenntnissen
zwischenPeterLauenerunddem
Ringier-VerlagsleiterMarcWalder
gegeben haben. Dabei sollen
Walder auch vertrauliche Infor-
mationen zu den Corona-Plänen
Bersets zugespielt worden sein,

etwa imVorfeld von Bundesrats-
entscheiden.Unklar ist, ob Laue-
ner dies im Wissen seines Chefs
tat. Laueners Funktion im Innen-
departement ging jedenfalls über
dieAufgabe eines Kommunikati-
onschefs hinaus. Der 53-Jährige
war Bersets Spindoktor im Hin-
tergrund, der die Politik seines
Chefs in einmöglichst gutes Licht
zu stellen suchte.

—Alain Berset
DerSP-Magistrat steht erneut im
Fokus einer Affäre, diesmal we-
gen der medialen Begleitung
seiner Corona-Politik durch die
Ringier-Medien. Erwarwährend

der Pandemie federführend bei
derErarbeitungderMassnahmen.
Dabei gelangten im Vorfeld der
Bundesratsentscheidewiederholt
Informationen über geplante
Massnahmen an die Presse. So
publizierte der«Blick» frühzeitig
und exklusiv zur Impfstoffbe-
schaffung. Für Berset kommen
die Vorwürfe zu einem ungüns-
tigen Moment. Bei einer allfäl
ligen parlamentarischen Auf
arbeitung wird die Frage nach
Bersets Rolle imZentrumstehen.

—MarcWalder
Ringier-CEOMarcWalderwarder
Empfängervon exklusiven Infor-

mationen zurCorona-Politik aus
dem Departement Berset. Der
57-jährige Manager hat nach ei-
genen Aussagen während der
Pandemie einmal wöchentlich
mit Bersets Kommunikationschef
Lauener Kontakt gehabt. Aller-
dings bestreitet die «Blick»-Chef-
redaktion, dass sie dank dieser
Standleitung zu exklusiven Sto-
rys gelangt sei. Aufgrund der be-
kannt gewordenenErmittlungen
durch Sonderstaatsanwalt Peter
Marti steht aber der Verdacht im
Raum, dass Ringier-Medien von
Lauener vorab beliefert wurden
und imGegenzugdie Corona-Po-
litik wohlwollend begleiteten.

Walder hat sich bei Ringier vom
Praktikanten zum Chefredaktor
des «SonntagsBlicks» bis zum
Posten des CEO hochgearbeitet.
Er hatte bereits vorCorona einen
gutenDraht zu Berset.Vor einem
Jahr hatte ein Video mit Walders
Bekenntnis fürAufsehen gesorgt,
in dem er sich für eine unterstüt-
zende mediale Begleitung der
Corona-Politik aussprach.

—PeterMarti
Der pensionierte Zürcher Ober-
richter hatmit seinen Ermittlun-
gen ein politisches Beben ausge-
löst. Die Aufsichtsbehörde über
die Bundesanwaltschaft (AB-BA)

hatte Marti eingesetzt, um mög-
liche Amtsgeheimnisverletzun-
gen in der Crypto-Affäre zu un-
tersuchen.Als ausserordentlicher
Staatsanwalt stiessMarti zufällig
auf die vielen Corona-E-Mails
zwischenLauenerundWalder.Er
liess sich von derAB-BAauch für
diesenFall einsetzen. ImMai liess
Marti Lauener kurzzeitig verhaf-
ten, und er befragte Walder und
Berset als Auskunftspersonen.

Allerdings ist fraglich, ob der
Sonderermittler damit seine
Kompetenzenüberschritt und so-
gar sein Amt missbrauchte.

Derwichtigste Entscheid inder
Affäre obliegt nun aber einer
Frau: Lorena Rampawurde letz-
tes Jahr ans Zwangsmassnah-
mengericht Bern gewählt. Als
Präsidentin ist sie federführend
beimUrteil darüber, obMarti die
sichergestellten Kommunikati-
onsmittel verwerten darf. Bei ei-
nem Nein ist sein ganzes Straf-
verfahren gefährdet.

Markus Brotschi
und Thomas Knellwolf

So sind die Hauptpersonen in die Corona-Affäre verstrickt
Beziehungsgeflecht Vier Männer prägen die Vorkommnisse rund um das Datenleck. Den wichtigsten Entscheid fällt nun eine Richterin.

Steht erneut im Fokus einer
Affäre: Alain Berset. Foto: Keystone

Erhielt exklusive Informationen:
CEO Marc Walder. Foto: Keystone

Ehemaliger Kommunikationschef:
Peter Lauener. Foto: Keystone

Stiess auf brisante E-Mails: Peter
Marti. Foto: Dominique Meienberg

Ringier wehrt sich gegen Vorwürfe

Die «Blick»-Chefredaktion hat auf
die Berichterstattung der «Schweiz
amWochenende» über den
direkten Draht von Bundesrat Alain
Berset in die Ringier-Redaktion
während der Corona-Pandemie
reagiert. In einer E-Mail an die
Gesamtredaktion weisen Ladina
Heimgartner, Geschäftsführerin
der Blick-Gruppe, und Chefredak-
tor Christian Dorer die Vorwürfe
integral zurück. In der Information,
die dieser Zeitung vorliegt, heisst
es, der «Blick»-Redaktion werde
unterstellt, dass sie nur dank des
exklusiven Kommunikationskanals
zwischen dem Innendepartement
und Ringier-CEOMarcWalder
zwei Beiträge publizieren konnte.

Diese Darstellung sei falsch. Den
Primeur über die Impfstoffbeschaf-
fung vom 11. November 2020 habe
man dank Quellen der Politikchefin
in der Bundeshausredaktion
publizieren können. Einen weiteren
Primeur über die Lockerungen der
Corona-Massnahmen vom 11. März
2021 hätten der stellvertretende
Politikchef und ein Bundeshaus
redaktor recherchiert. Bei den
Beiträgen war Ringier-Chef Marc
Walder «in keiner Weise invol-
viert», ist in der Mitarbeiterinforma-
tion zu lesen. Man bedaure, von
der «Schweiz amWochenende»
vor Erscheinen des Artikels nicht
kontaktiert und mit den Vorwürfen
konfrontiert worden zu sein. (phr)

Tages-Anzeiger, 
17.01.2023
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